
Volksauftrag 

Solothurner Spitäler AG: Auftrag an die Staatsanwaltschaft zur Eröffnung eines 

Untersuchungsverfahrens 

 
Gemeinde: ................................................................................................................... 

 

Auftragstext: 
 
Der Kantonsrat des Kantons Solothurn wird aufgefordert, die Staatsanwaltschaft des Kantons Solothurn aufzufordern, 
im Falle der Solothurner Spitäler AG ein Untersuchungsverfahren zu eröffnen und dieses wegen Befangenheit sogleich 
an eine ausserkantonale Staatsanwaltschaft abzutreten. 
 
Begründung: 
 
Die Zustände in unserem Kanton gleichen einer Bananenrepublik: Den Top-Verdienern bei der Solothurner Spitäler AG 
wurden ungerechtfertigte Vergütungen in Millionenhöhe ausbezahlt – auf Kosten der Steuerzahler. Unsaubere Prozes-
se, fehlende Belege und rechtswidrige Auszahlungen. Zwei unabhängige Gutachten stellen solche massivsten Verfeh-
lungen fest. Die Verantwortlichen wussten offenbar schon länger davon, liessen die illegalen Auszahlungen aber weiter 
zu und kassierten selber grössere Summen ab. Und was macht die Staatsanwaltschaft? Sie müsste von Amtes wegen 
die möglichen Straftaten aller Beteiligten untersuchen. Doch bislang Fehlanzeige. Die Staatsanwaltschaft ist deshalb 
aufzufordern, eine Untersuchung zu eröffnen, so wie es das Gesetz vorsieht.  
 
Da die illegalen Zahlungen vom Regierungs- und Kantonsrat des Kantons Solothurn bis zum Vorliegen des Untersu-
chungsberichts in Kauf genommen wurden, ist das Verfahren auf Grund der grossen Nähe, Weisungsgebundenheit und 
Abhängigkeit der Staatsanwaltschaft zum resp. vom Regierungs- und Kantonsrat an einen anderen Kanton abzutreten. 
Die Befangenheit der Staatsanwaltschaft ergibt sich sodann auch aus dem Umstand, dass der Kantonsrat Wahlbehörde 
der Staatsanwältinnen und Staatsanwälte ist.  
 
erstunterzeichnende Person und Rückzugsklausel: 
Rémy Wyssmann, Sigriststrasse 22, 4566 Kriegstetten. Bis zum Beginn der Beratung im Kantonsrat kann die erstunter-
zeichnende Person den Volksauftrag zurückziehen. 
 
Nach Art. 282 StGB wird mit Gefängnis oder Busse bestraft, wer das Ergebnis der Unterschriftensammlung fälscht. 
 
Unterschriften: 
Die Unterschriftenliste ist persönlich und handschriftlich auszufüllen. Der Volksauftrag darf nur einmal unterzeichnet 
werden. 
 
Bitte leserlich schreiben    

 
Name und Vorname   Geburtsdatum genaue Adresse  Unterschrift 
 
 
 
1. 

 
 
 
2. 

 
 
 
3. 

 
 
 
4. 

 
Unterschriftenbogen bitte zurück an die erstunterzeichnende Person senden. Diese wird sich um die Stimmrechtsbe-
scheinigung bemühen. 
 
Stimmrechtsbescheinigung: 
Die unterzeichnete Amtsperson bescheinigt, dass die _________ (Anzahl) Unterzeichnenden dieser Liste ihr Stimm-
rechtsdomizil in der Gemeinde haben und in kantonalen Angelegenheiten stimmberechtigt sind. 
 
 
 
 
__________________________, den _____________________________ Stempel und Unterschrift: 
 


